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Das Dilemma der 
Forschungs- und Technologlepolitik
Wilhelm Laschet, Bonn

Die Anstrengungen, den Prozeß des technischen Fortschritts zu planen, scheinen fehlgeschlagen zu 
sein. Die Möglichkeiten und Grenzen der Forschungs- und Technologiepolitik analysiert der folgende 
Artikel.

FORSCHUNGSPOLITIK

Die Erwartungen an die Forschungs- und Tech
nologiepolitik der Bundesregierung haben sich 

seit Anfang der 70er Jahre stark gewandelt. Auch 
für die fachlichen Schwerpunkte der Forschungs
förderung sind neue Akzente gesetzt worden. 
Die Probleme des Umweltschutzes haben in der 
politischen Diskussion ihren Spitzenrang, den sie 
Anfang der 70er Jahre innehatten, verloren. Auch 
die Zweckmäßigkeit einer rein wachstumsorien
tierten Forschungs- und Technoiogiepolitik wird 
inzwischen von vielen Seiten bezweifelt. Die Pla
nungseuphorie im Bereich Forschung und Tech
nologie ist einem Pessimismus gegenüber der 
„Machbarkeit“ gesellschaftlich adäquater und 
wünschenswerter Technologien gew ichen').

Sieht die Bundesregierung selbst ihre Schwer
punktsetzung in der Forschungs- und Techno
logiepolitik bis Ende der 60er Jahre als „Im ita
tionsphase“ an, so scheint der Weg der Planung 
wissenschaftlich-technischen Fortschritts, so V\i\e er 
Anfang der 70er Jahre von der Bundesregierung 
verstanden wurde, nicht realisierbar zu sein^). 
Auch die Anstrengungen des Bundesministers 
für Bildung und Wissenschaft, über Planungs
methoden und Planungstechniken den Prozeß 
des technischen Fortschritts in Wissenschaft und 
Wirtschaft verstehen oder gar steuern zu können, 
scheinen fehlgeschlagen zu sein. Die Auseinander
setzung mit Planungsmethoden und Bewertungs
verfahren hat jedoch zu einem besseren Verständ
nis der politischen Entscheidungsprozesse für die 
Forschungs- und Technologieförderung geführt^).

Vergleicht man die Akzente, die von seiten der 
Bundesregierung 1972 und 1977 für die For
schungs- und Technologiepolitik gesetzt worden 
sind, so ist unverkennbar, daß die wirtschaftliche 
Depression eindeutig die Intentionen der For- 
schungs- und Technologieschwerpunkte bestimmt
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hat. Die Modernisierung der Wirtschaft — was 
auch immer darunter verstanden werden kann -  
hat die Förderung der Innovation für soziale Er
fordernisse auf den zweiten Platz der politischen 
Argumente verdrängt. Dadurch entsteht der Ein
druck, daß Wirtschaft und Technik in unserer Ge
sellschaft die primären Faktoren sind und daß die 
Lebens- und Arbeitsbedingungen -  also die so
zialen und humanitären Faktoren -  den Forde
rungen nach wirtschaftlicher Stabilität und w irt
schaftlichem Wachstum durch technischen Fort
schritt anzupassen sind.

Bei einem Vergleich der Ausgaben der staatlich 
finanzierten Forschung und Entwicklung nach For
schungszielen ergibt sich jedoch ein ganz anderes 
Bild. In der Zeit von 1969 bis 1977 haben sich die 
staatlichen finanziellen Aufwendungen für For
schung und Entwicklung zur Gestaltung der 
menschlichen Umwelt und zu Schutz und Förde
rung der menschlichen Gesundheit insgesamt 
mehr als versechsfacht. Die Ausgaben zur Ver
besserung des Zusammenlebens in der Gesell
schaft haben sich in diesem Zeitraum mehr als 
vervierfacht. Demgegenüber stiegen die Ausgaben 
für die Energieforschung und die Forschung und 
Entwicklung im Dienste der Landwirtschaft nur um 
rund 125 %. Bei den Ausgaben für Weltraumfor
schung sowie für die militärische Forschung und 
Entwicklung betrug der Anstieg sogar nur 56 bzw. 
4 9%  (vgl. Tabelle).

Dies zeigt, daß aktuelle politische Akzente nur 
schwer in die faktische Schwerpunktbildung der

>) Vgl. P. M e n k e - G l ü c k e r t :  Die Langfristplanung: Ver- 
säunnnlsse der Forschungspolitik?, in; Analysen und Prognosen,
H. 57, Mai 1978, S. 3.
2) Die Abkehr von der Imitation zur Kreation neuer Forschungs
schwerpunkte dokumentiert u. a. der Bundesminister für Bildung 
und Wissenschaft; Forschungsbericht (IV) der Bundesregierung, 
Bonn 1972, S. 11; die Schwerpunktbildung der Bundesregierung 
im Bereich der Forschungs-und Technologiepolitik bis Anfang der 
70er Jahre wird u. a. diskutiert in; W. L a s c h e t ;  Der Orientie- 
rungsrahmen der Technologiepolitik in der Bundesrepublik 
Deutschland, Gesellschaft für wirtschafts- und verkehrswlssen- 
schattllche Forschung e. V. Bonn, H. 31, Bonn 1976.
3) Eine eingehende Auseinandersetzung mit Planungsmethoden 
und -techniken findet sich in Battelle-lnstitut: Methoden der Prio
ritätsbestimmung I, und Prognos-AG: Methoden der Prioritätsbe
stimmung II, und Zentrum Berlin für Zukunftsforschung e. V.; Me
thoden der Priorltätsbestlmmung III, ln: Der Bundesminister für 
Bildung und Wissenschaft (Hrsg.): Schriftenreihe Forschungspla
nung Nr. 3, 4 und 5, Bonn 1971.
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Tabelle
Zunahme der staatlich finanzierten Forschungs

und Entwicklungsausgaben, unterteilt nach 
Forschungszielen von 1969 bis 1977

1969 1973

1. Erforschung und
Nutzung der M ill. DM 91,4 176,5
irdischen Umwelt VoQ) IOO 193

2. Gestaltung der M ill. DM 52,7 159.8
menschlichen Umwelt %a) 100 303

3. Schutz und Förderung
der menschlichen M ill. DM 94,2 449,3
Gesundheit Voo) 100 477

4. Erzeugung, Verteilung
und rationale Nutzung M ill. DM 656,9 1144,8
der Energie %a) 100 174

5. Landwirtschaftliche
Produktivität M ill. DM 117,9 214,3
und Technologie %a) lOO 182

6. Industrielle
Produktivität M ill. DM 349,4 857,3
und Technologie %o) 100 245

7. Probleme des
Zusammenlebens Mill. DM 136,5 416,9
in der Gesellschaft %a) lOO 305

8. Weltraumforschung M ill. DM 354,8 601.1
und-nutzung %a) 100 169

9. Verteidigung M ill. DM 1070,7 1352,0
Voo) 100 126

10. Allgemeine Mill. DM 2649,3 5923,6
Forschungsförderung “/oo) 100 224

1977

237,7
260
325,5
618

639.4 
679

1483,4
226

265,2
225

847.5 
243

589.5 
432
552.6 
156

1591,6
149

6663,3
252

Insgesamt Mill. DM 5573,8 11295,6 13195,7
(5573,7) (13195,8)

%a) 100 203 237

a) Veränderungen in % bezogen auf 1969.
Q u e l l e :  Der Bundesminister für Forschung und Technologie 
(Hrsg.): Faktenbericht 1977 zum Bundesbericht 1977, Bonn 1977, 
S. 219; eigene Berechnungen.

Forschungs- und Technologiepolitik Eingang fin
den, da einmal initiierten Forschungsprojekten und 
erst recht Forschungsschwerpunkten eine hohe 
zeitliche Beharrungstendenz innewohnt. Die Rea- 
g ib iiitä t des forschungspolitischen Instrumenta
riums auf aktuelle Situationen ist äußerst gering.

Die Angriffe von beschäftigungspolitischer Seite 
auf die Forschungs- und Technologiepolitik der 
Bundesregierung, in denen der technische Fort
schritt als „A rbeitsplatzkiller“ und Ursache für eine 
sozialpolitische Zeitbombe bezeichnet wird, zeu
gen von einem fundamentalen Mißverständnis der 
Ziele einer Forschungs- und Technologiepolitik 
und einer Fehleinschätzung des forschungspoli
tischen Instrumentariums. Die Einbeziehung der 
Forschungs- und Technologiepolitik in ein konkret 
zielorientiertes Instrumentarium zur Steuerung 
w irtschaftlicher und sozialer Prozesse setzt vor
aus, daß die Stellung von Forschung und Techno
logie in diesen Prozessen und der funktionale 
Zusammenhang zwischen „Technischem Fort
schritt“ und den übrigen Faktoren bekannt sind.

„W ir besitzen bis heute keine erprobte Methode, 
die eine direkte Messung des ökonomischen Phä
nomens technischer Fortschritte ermöglicht. Was 
w ir bis heute besitzen, sind eine Reihe von ver
feinerten Maßstäben, die in indirekter Weise ver
suchen, die wirtschaftlichen Effekte des ,Tech

nischen Fortschritts' zu messen. Denn neben dem 
eigentlichen technischen Fortschritt sind eine 
Reihe produktivitätsbestimmender Kausalfaktoren 
wirksam (...) . Und schließlich bestehen in der w irt
schaftlichen Realität gar keine so direkten Bezie
hungen zwischen Input und Output wie Produk- 
tions- und Wachstumstheoretiker voraussetzen“ '•). 
So sind Prozeß- und Produktfortschritt auf der 
Basis der traditionellen produktions- und wachs
tumstheoretischen Vorstellungen nicht getrennt 
meßbar; sie sind in makroökonomischen Meß
konzepten Teil eines umfassenden, weitgehend 
unerklärten Residualfaktors. Die Produktivitäts
messung des Faktors „Technischer Fortschritt“ 
w ird darüber hinaus von Qualitäts- und Preisände
rungen überlagert.

Beschäftigungswirkungen

Wenn schon die Messung des technischen Fort
schritts und seines Beitrags zum makroökono
mischen Output vor nahezu unüberwindlichen 
Schwierigkeiten steht, so g ilt dies in noch ver
stärktem Maße für die technologisch induzierten 
Beschäftigungswirkungen. Denn Interpretations
grundlage von Meßzahlen ist stets die jeweils 
zugrunde gelegte Modellvorstellung. Das hohe 
Aggregationsniveau makroökonomischer Produk
tionsfunktionen läßt keine konkreten Antworten 
auf die Frage nach der Wirkungsweise und Wir
kungsintensität zu, denn der unterstellte W irkungs
zusammenhang ist nicht wie in der Theorie an
genommen stetiger, sondern stochastischer Na
tur =).

Um die Beschäftigungswirkungen technologischer 
Neuerungen wenigstens annäherungsweise zu 
messen, hat man daher auf branchenspezifische 
Produktionsfunktionen zurückgegriffen, da hier re
lativ homogene Input- und Outputverhältnisse ver
mutet werden können. Da produktivitätssteigern
der technischer Fortschritt -  also effizienter tech
nischer Fortschritt -  stets das Input-Outputver- 
hältnis verbessert, ergeben sich bei der Betrach
tung branchenspezifischer Produktionsfunktionen 
stets Freisetzungseffekte von Produktionsfakto
ren und somit auch von Arbeit.

Derartige Analysen sind aber nicht in der Lage, inter
sektorale, produktinnovative und sonstige gesamt
wirtschaftliche Kompensations- oder Freisetzungs
effekte zu erfassen. Eine gesamtwirtschaftliche 
Beschäftigungsanalyse des allgemeinen techni
schen Fortschritts oder konkreter Innovationen ist 
so nicht zu leisten. Die politische Diskussion baut 
aber ausschließlich auf derartigen Berechnungen

'>) F. F l e c k :  Die ökonomische Tlieorie des technischen Fort
schritts und seine Identifikation, Meisenheim am Gian 1973, S. 219. 
5) Vgl. hierzu u. a. R. M. S o I o w , J. T o b i n , C. Chr. v. 
W e i z ä c k e r ,  M. Y a a r i ;  Neoclassical Growth with Fixed 
Factor Proportions, in: Review of Economic Studies, Vol. 33 
(1966), S, 79-105.
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auf. Eine gesamtwirtschaftliche, technologieindu
zierte Arbeitslosigl<eit muß jedoch stets mit einem 
Einbruch der gesamtwirtschaftlichen Nachfrage 
verbunden sein. Vertretbar erscheint sogar die 
These, daß Unterbeschäftigung und somit Arbeits
losigkeit weniger technologieabhängig als viel
mehr nachfrageabhängig ist

Tendenzwende

Das quantitative Beschäftigungsproblem erscheint 
jedoch keineswegs so virulent wie das mögliche 
qualitative zu sein. Dies betont Jochimsen in sei
nem Vortrag auf der Tagung „D ie nachindustrielle 
Gesellschaft“ ; „Negative Folgen neuer Technolo
gien haben negative Folgen, die über die Weg
rationalisierung einzelner Arbeitsplätze, über die 
Änderung der einzelnen Unternehmenspläne weit 
hinausgehen; sie reichen von der Polarisierung 
der Qualifikationen, von nur leichtem Anstieg der 
Zahl der Höherqualifizierten und dem rasanten 
Abbau aller anderen Arbeitsplätze, von der De- 
qualifikation, der Abgruppierung zum Schwund 
der Arbeitsinhalte und der Sinnentleerung der 
A rbeit“

Aus der Veränderung der Verteilung staatlicher 
Forschungsförderungsmittel läßt sich eine Ten
denzwende ablesen, die den qualitativen Aspekt 
der Auswirkungen von Technologien ansteuert. 
Die Verbesserung des Qualifikationspotentials 
darf dabei nicht unter technischer Funktionalität 
betrachtet werden. Die soziale Frage in bezug auf 
den Ausbau des Bildungsangebots und die Er
weiterung des Spektrums der Beschäftigungsmög
lichkeiten für jedes Individuum stellt das zentrale 
Problem dar, das als vornehmste Aufgabe der 
Bildungs- und Gesellschaftspolitik bezeichnet 
werden kann. Der Forschungs- und Technologie
förderung ist in diesem Sinne steigende Bedeu
tung beizumessen. Richtungsweiser für For
schung und technische Entwicklung sollte der 
gesellschaftliche Bezug sein, der einer politischen 
Einflußnahme im Rahmen einer Prioritätensetzung 
offensteht, in die jedoch weniger die aktuelle 
politische Problematik als vielmehr die Ideen der 
gesellschaftlichen Konzeption Eingang finden 
sollten.

Regionalisierung

Ein im Grundgesetz verankertes Ziel der Politik 
der Bundesregierung ist die Gewährung der 
Chancengleichheit für alle Bundesbürger. M it der 
Realisierung dieses komplexen Zieles in räum
licher Sicht ist u. a. die Raumordnungspolitik als 
übergreifendes Fachressort betraut. Dieses Res
sort ist jedoch praktisch ein Ressort ohne Res
sourcen. Sowohl das Instrumentarium als auch 
die finanziellen Mittel anderer Ressorts werden 
daher zur Verfolgung der raumordnungspoliti

schen Ziele herangezogen. Bislang wurde der 
Politikbereich Forschung und Technologie als 
außerhalb der raumordnungspolitisch relevanten 
Politiken betrachtet. Da jedoch bei dem niedrigen 
Wirtschaftswachstum mit geringer Investitionsnei
gung das räumlich zu mobilisierende Industrie
potential stark zusammengeschmolzen ist, soll 
nach Vorstellung der innovationsorientierten Re
gionalpolitiker die Potenz der bereits ansässigen 
Betriebe gestärkt werden ®). Ziel dieser Bemühun
gen ist ebenso wie bei der Beschäftigungspolitik 
die Arbeitsplatzsicherung. Hier ist das Ziel jedoch 
der räumlich und sachlich konkrete Arbeitsplatz.

Wirtschaftliche Stabilität wird häufig mit Konkur
renzfähigkeit -  nach Möglichkeit auf internatio
nalen Märkten — gleichgesetzt. Die Konkurrenz
fähigkeit ist Resultat des technologischen Niveaus, 
zumal für westliche Industrienationen. Unter die
sem Aspekt wird zur Zeit der Einsatz der For
schungs- und Technologiepolitik zur Stabilisierung 
strukturschwacher Gebiete untersucht. Moderni
sierung der Wirtschaft auch in peripheren Gebie
ten, räumliche Verteilung der Forschungs- und 
Entwicklungsförderung unter stärkerer Berücksich
tigung mittelständischer Unternehmen und Verla
gerung von Forschungsinstitutionen erscheinen 
aus raumordnungspolitischer Sicht die relevanten 
technologiepolitischen Instrumente.

Ungenutztes Potential

Das räumliche Wirkungsspektrum der Forschungs
und Technologiepolitik des Bundes und auch der 
Länder w irft vier Fragenkomplexe auf, wenn unter
stellt werden kann, daß technologische Entwick
lung sowohl Einfluß auf die Raumorganisation als 
auch auf die räumliche Struktur, die Intensität der 
Forschung und Entwicklung und somit auf die Ent
stehung technischen Wissens, seine Umsetzung in 
Innovationen und die Diffusion der technischen 
Neuerungen hat:

□  Die Raumbedeutsamkeit der Standortpolitik 
von staatlichen oder staatlich geförderten Einrich
tungen und von forschungsintensiven Unterneh
men in der Obhut des Staates;

□  die räumliche Relevanz der Einkommensmulti
plikatoren der Beschäftigten sowohl dieser For
schungseinrichtungen bzw. -unternehmen als auch

<•) Vgl. hierzu W. G r u h I e r ; Folgewirlcungen von Rationalisie
rungsinvestitionen, in: Der Voli<s- und Betriebswirt, H. 6, 1978, 
S. 15-18, insbesondere S. 15 u. 17.
7) R, J o c h i m s e n :  Wissen und Technoiogie als Quelle der 
Innovationen und der Gestaltung der Gesellschaft?, Referat auf 
der Tagung „Die nachindustrielle Gesellschaft“ des Management 
Instituts Hohenstein am 1. Juni 1978 in Frankfurt am Main, ver
vielfältigtes Manuskript, S. 16 f.
8) Mit der Problematik mobilitätsorientierter -  innovationsorien- 
tierter Regionalpolitik befaßt sich C. F l o r e ;  Instrumente der 
Innovationsförderung im Rahmen der Raumordnungspolitik, in: 
Bundesforschungsanstalt für Landeskunde und Raumordnung 
(Hrsg.): Informationen zur Raumentwicklung, Innovationsorien- 
tierte Regionalpolitik, H. 7, 1978, S. 503-514.
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der Beschäftigten staatlich geförderter Forschungs
und Entwicklungsprojekte der Wirtschaft:
Q  der soziale Sogeffekt der Beschäftigten in For
schung und Entwicklung in den peripheren, von 
Entleerung bedrohten Regionen;
□  die räumlichen Auswirkungen der Implemen
tation und Diffusion marktreifer neuer Technolo
g ie n ’ ).

Aus technologiepolitischer Sicht sind diese Fragen
komplexe nur am Rande von Interesse. Die Effi
zienz des Einsatzes der finanziellen Ressourcen 
und die Erhaltung funktionsfähiger und leistungs
fähiger Forschungseinrichtungen sowohl der W irt
schaft als auch des Staates haben vorrangiges In
teresse. Nur soweit dieses Interesse nicht mit den 
Zielsetzungen der Raumordnungspolitik kollidiert, 
ist über den Einsatz der Forschungs- und Techno
logiepolitik als raumwirksames Instrument zu dis
kutieren. Diesem forschungs- und entwicklungs
politischen Interesse wohnt jedoch die Gefahr 
einer wachsenden Monopolisierung der Forschung 
und Entwicklung inne. Die Wünschbarkeit sowohl 
der Konzentration der Forschungs- und Entwick- 
lungsaktivitäten als auch der Konzentration der 
Forschungsprogramme und Forschungsfelder, die 
vorrangig von Großunternehmen und Großfor
schungseinrichtungen durchgeführt werden kön
nen, muß aus forschungs- und technologiepoliti
scher Sicht überprüft werden ' “). Denn eine Regio
nalisierung der Forschungs- und Entwicklungs
politik könnte ein bisher weitgehend ungenutztes 
Potential an Spontaneität und Kreativität wecken. 
Unter diesem Aspekt könnte sowohl der Raum
ordnungspolitik als auch der Forschungs- und 
Technologiepolitik durch eine Regionalisierung 
und eine gebührende Berücksichtigung mittelstän
discher Unternehmen und Forschungseinrichtun
gen gedient sein.

Behinderung unerwünscht

Die Diskussion um die Beschäftigungseffekte der 
Technologieförderung hat gezeigt, daß über eine 
Isolierungsstrategie einzelner Technologien oder 
Technologiebereiche die gesamtwirtschaftlichen 
Auswirkungen nicht erfaßt werden können. Von 
einer relativ zuverlässigen Quantifizierung der Be
schäftigungswirkungen unter gleichzeitiger Be
rücksichtigung aller wesentlichen direkten und in
direkten, nationalen und internationalen, regiona
len und interregionalen Effekte ist man noch sehr 
weit entfernt. Eine Behinderung des technischen 
Fortschritts zur Lösung aktueller Beschäftigungs
probleme -  wie teilweise argumentiert wird -  ist 
keineswegs wünschenswert.
„Eine Verlangsamung oder gar ein Anhalten des 
technischen Fortschritts hat, wenn w ir von einer 
langfristigen Substitutionselastizität von 1 zwi
schen Kapital und Arbeit ausgehen (was im Durch

schnitt zutreffen dürfte), keine positive Wirkung 
auf das Niveau der Beschäftigung. Eine geringere 
Wachstumsrate des technischen Fortschritts ver
langt bei Gleichgewichtswachstum zur Aufrecht
erhaltung einer vorgegebenen Wachstumsrate des 
Arbeitsangebots zwar nur eine geringere Investi
tionsquote, sie reduziert aber auch die Gleich
gewichtswachstumsrate des Reallohns genau 
gleichlaufend.“ " )  Denn selbst nach der neoklassi
schen Produktionstheorie (bei einer Produktions
funktion mit harrod-neutralem technischen Fort
schritt) ist bei technischem Fortschritt die Beschäf
tigung vom Wachstum des Realkapitals und, da 
das Verhältnis von Lohnsatz und Rate des tech
nischen Fortschritts eine Konstante darstellt, das 
Wachstum des Reallohns vom Wachstum des tech
nischen Fortschritts abhängig, wie Krelle gezeigt 
hat. Technologiepolitik und Beschäftigungspolitik 
sollten unter langfristigem Aspekt als sich ergän
zende und nicht im W iderstreit stehende staatliche 
Aktivitäten behandelt werden. Kurzfristig können 
Beschäftigungsprobleme nur durch eine bewußte 
staatliche W irtschaftspolitik und Geldpolitik gemil
dert werden.
Bezüglich der Forderung nach einer Regionali
sierung der forschungs- und entw icklungspoliti
schen Aktivitäten muß betont werden, daß sowohl 
die Standortpolitik für Forschungseinrichtungen 
als auch die Verteilung der Fördermittel einen er
heblichen Einfluß auf regionale Strukturen haben 
können. Da die M obilität von Forschungseinrich
tungen wegen der teilweise hohen Anlageinten
sität als sicherlich gering einzuschätzen ist, scheint 
die Standortpolitik für Forschungseinrichtungen 
ein Instrument von geringer Bedeutung zu sein.

Der Raumwirksamkeit der Vergabe von Förder
mitteln sollte jedoch von seiten des Bundesmini
sters für Forschung und Technologie etwas mehr 
Beachtung geschenkt werden. Wie als Fazit des 
Informationsseminars der Bundesanstalt für Lan
deskunde und Raumordnung über die „Raum- 
odnungspolitische Bedeutung der Innovationsför
derung“ festgestellt wurde, liegt — selbst unter 
Wahrung des effizienten Einsatzes der Forschungs
und Entwicklungsmittel des Bundes -  in der Regio
nalisierung dieser Mittel sowohl für den Bundes
minister für Forschung und Technologie als auch 
für den Bundesminister für Raumordnung, Bau
wesen und Städtebau ein noch nicht aktiviertes 
Potential.
’ ) Zu den möglichen räumlichen Wirl<ungen von Technologien vgl.
u. a. C. F l o r e :  Zur Raumbedeutsamkeit der Forschungs- und 
Technologiepolitik, in: Bundesanstalt für Landeskunde und Raum
ordnung (Hrsg.): Raumforschung und Raumordnung, H. 3, 1978, 
s . 131-141, insbesondere S. 137 ff.
'0) Vgl. hierzu H. M o n h e i m :  Der Beitrag der staatlichen For
schungsförderung zur Regionaientw/icklung, in: Bundesanstalt für 
Landeskunde und Raumordnung (Hrsg.): Raumforschung und 
Raumordnung, H. 3, 1978, S. 142-149, insbesondere S. 143 f.
” ) W. K r e l l e :  Vollbeschäftigung durch mehr Nachfrage, durch 
geringere Lohnsteigerungen oder durch mehr oder v/eniger tech
nischen Fortschritt?, unveröffentlichte Diskussionspapiere, Bonn, 
im April 1977, S. 14 f.
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